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Norbert Pfeifer
über CCS-Projekte

Der Streit über ein Gesetz zur unterirdi-
schen Speicherung von Kohlendioxid
dauert nun schon zwei Jahre. Bereits

die Große Koalition schaffte es nicht, das
Vorhaben umzusetzen. Im vergangenen
Jahr erging es Schwarz-Gelb ähnlich. Zu
groß waren die Widerstände der Bundes-
länder. Wenn das Projekt jetzt doch noch
gelingt, dann zum einen wegen des Zeit-
diktats der EU: Ohne ein Gesetz bis Ende
Juni drohen Strafen. Vor allem aber hat
die Bundesregierung den Ländern, die um
Bundesrat zustimmen müssen, umfangrei-
che Zugeständnisse gemacht.

Die Länder bekommen, was sie wollten,
eine Art Vetorecht gegen Kohlendioxidla-
ger. Damit dürften CCS-Projekte keine
Chance haben – zumindest in Schleswig-
Holstein und Niedersachsen, die am stärks-
ten gegen die Technik Sturm laufen. Es ist
kaum denkbar, dass eine Landesregierung
gegen die Ängste der Menschen die unter-
irdische CO2-Speicherung durchsetzen
wird. Und es lässt sich prophezeien, dass
in Brandenburg, dem dritten Bundesland
mit geeigneten Lagerstätten, der Wider-
stand auch wachsen wird.

Das ist gut so. Denn wenig spricht für
diese Technik, dafür umso mehr dagegen.
Die Idee, klimaschädliches Kohlendioxid
abzuscheiden, zu verflüssigen und in das
Erdinnere zu pressen, klingt zwar verlo-
ckend, die Risiken sind aber immens. Das
fängt bei den geologischen Ungewisshei-
ten an. Die hohen Drücke, die zur Verpres-
sung benötigt werden, könnten zu Lecka-
gen und Mikro-Erdbeben führen, sagen
Wissenschaftler. Möglicherweise gelangt
verdrängtes Salzwasser ins Grundwasser –
nicht zuletzt lehnen Wasserverbände das
Verfahren strikt ab.

Mögen diese Risiken auch eher gering
sein, ein ganz anderer Grund spricht deut-

lich gegen die CCS-Technik: Sie bereitet
den Boden für den Bau neuer Kohlekraft-
werke. Mit CCS soll der schmutzigen
Kohle ein sauberes Mäntelchen umge-
hängt werden. Aber auch mit CCS lässt
sich das CO2 nicht komplett einfangen, der
Wirkungsgrad der Kraftwerke sinkt und
der Kohleabbau ist ein Eingriff in Natur
und Landschaft.

Überdies rechnen Ökonomen vor, dass
das Abscheiden und Lagern von Kohlendi-
oxid viel zu teuer ist. Dies insbesondere
dann, wenn man noch die Transportwege
mit berücksichtigt. In der Nähe des rheini-
schen Braunkohlereviers etwa gibt es
keine passenden geologischen Formatio-
nen für eine Speicherung, das Kohlendi-
oxid müsste von den Kraftwerken in den
Norden der Republik gebracht werden.

Nein, Deutschland braucht diese Tech-
nik für den Umbau seiner Energieversor-
gung nicht. Der Weg dahin ist bekannt:
mehr erneuerbare Energien, mehr Effi-
zienz, weniger Stromverbrauch. Die Atom-
kraftwerke werden nach und nach abge-
schaltet. Die flexibleren und umwelt-
freundlicheren Gaskraftwerke sind den
Kohlekraftwerken vorzuziehen. Einsetz-
bar wäre die CCS-Technik in großem Stil
ohnehin erst ab 2025 – dann ist der Zug in
Richtung klimaschonender Stromproduk-
tion längst abgefahren.

Als stärkstes Argument bleibt den Befür-
wortern, CCS könne ein Exportschlager
werden. Die Technologie dürfe nicht das-
selbe Schicksal erleiden wie der Transra-
pid, warnt Wirtschaftsminister Rainer Brü-
derle. Fraglich ist allerdings, ob sich eine
Technik, die in Deutschland nicht benötigt
wird und von der Bevölkerung nicht akzep-
tiert wird, im Ausland gut verkaufen lässt.
Zumal es dort ähnliche Bedenken gibt.
Von weltweit 69 geplanten CCS-Pilotpro-
jekten waren 2010 nur acht realisiert. Ent-
weder waren die Kosten zu hoch, die Wi-
derstände der Menschen zu groß oder der
Rechtsrahmen fehlte.
norbert.pfeifer@weser-kurier.de

Ben Zimmermann
zur Debatte über die Diesel-Steuer

Natürlich, der Aufschrei von ADAC
und Co. war vorauszusehen. Einen
drohenden „Aufstand der Autofah-

rer“ sieht Peter Meyer, Präsident des mit-
gliederstarken Clubs, bereits. Und die
halbe Regierung macht mit – vom Ver-
kehrs- über den Wirtschaftsminister bis
hin zur Kanzlerin heißt es unisono: Finger
weg von der Dieselsteuer. Die Vorlage war
einfach zu verlockend. Zum einen gibt die
ungeliebte EU-Bürokratie immer einen
leichten Gegner ab, zum anderen kann
man sich beim wackeren Kampf gegen hö-
here Steuern ein paar – dringend nötige –
Pluspunkte beim Wähler verdienen.

Welches gruselige Gesetzeswerk hat
Brüssel also diesmal wieder ersonnen? Die
Kommission plant, Kraftstoffe künftig nach
ökologischen Gesichtspunkten zu besteu-
ern. Da beim Verbrennen von Diesel mehr
Kohlendioxid (neben vielen anderen
Schadstoffen) freigesetzt wird als bei Ben-
zin, soll der Steuersatz schrittweise stei-
gen. Das klingt einleuchtend. Zumal wenn
man bedenkt, dass Diesel in Deutschland
vergleichsweise gering besteuert wird –
man könnte auch von einer Subventionie-
rung gegenüber Benzin sprechen.

Genau das will Brüssel beenden – und
zwar recht moderat und über einen langen
Zeitraum. Bis 2018 soll der Steuer-Mindest-
satz von derzeit 33 Cent auf 41,2 Cent stei-
gen. Wohlgemerkt: Es geht um den Min-
destsatz. Die tatsächliche Abgabe liegt in
Deutschland bereits heute bei 47 Cent. Die
Bundesregierung wäre demzufolge zumin-
dest bis zum Jahr 2018 keineswegs ge-
zwungen, die Dieselsteuer zu erhöhen.
Zur Panik besteht also wenig Anlass.

Doch wenn es um das Thema Auto geht,
vergisst Angela Merkel sehr schnell, dass

sie ihre CDU eigentlich ein bisschen grü-
ner machen wollte. Schon vor drei Jahren
legte sie sich erfolgreich quer, als die EU
den Kohlendioxid-Ausstoß der Autos be-
grenzen wollte. Die selbsternannte Klima-
Queen setzte durch, dass die Grenzwerte
verwässert wurden – zugunsten der heimi-
schen Autobauer, die sich eher im oberen
(PS-starken) Preissegment tummeln.

Dabei soll es gar nicht darum gehen, die
Autofahrer zu schröpfen. Steuern haben
nun mal eine Lenkungsfunktion. Und die
kann man durchaus auch im ökologischen
Sinne nutzen. Falls die Regierung wirklich
Angst vor einer zu starken Belastung der
Diesel-Fahrer hat, kann sie ja gerne noch
einmal über die Kfz-Steuer nachdenken.
Die ist nämlich weder sinnvoll noch ge-
recht, weil der Sonntagsfahrer genauso
viel bezahlt wie der Vielfahrer.

Der Brüsseler Ansatz jedenfalls, Energie-
steuern nach Umweltverträglichkeit festzu-
setzen, weist in die richtige Richtung. Zu-
mal eine europäische Lösung immer bes-
ser ist als eine nationale. Gerade Union
und FDP, die sich häufig wegen allzu rigi-
der Umweltvorschriften um den Standort
Deutschland sorgen, sollten dies eigent-
lich begrüßen. Und sich lieber konstruktiv
in die Debatte einmischen, anstatt zu blo-
ckieren. Denn in Hinblick auf die langen
Entwicklungszeiten in der Autoindustrie
spielen künftige Grenzwerte und Über-
gangsfristen eine durchaus wichtige Rolle.

Zum Aufreger – nach dem Motto: EU
zockt die Autofahrer ab – taugt das Thema
ohnehin nicht. Denn die Spritpreise stei-
gen auch ohne das Zutun Berlins oder Brüs-
sels. Mehr als elf Prozent waren es beim
Diesel innerhalb nur eines Jahres – ganz
ohne Steuererhöhung. Und jede Wette:
Pünktlich zur Osterzeit wird die Mineralöl-
industrie noch einmal ein paar Cent drauf-
legen. Vielleicht könnte der Wirtschaftsmi-
nister hier mal tätig werden.
ben.zimmermann@weser-kurier.de

Feigenblatt-Technologie

Berlin (wk). Stromkonzerne dürfen künftig
die umstrittene unterirdische Speicherung
von Kohlendioxid (CO2) testen. Die Bundes-
regierung beschloss dafür gestern einen
Gesetzentwurf von Wirtschaftsminister Rai-
ner Brüderle (FDP) und Umweltminister
Norbert Röttgen (CDU) zur Erforschung
des sogenannten CCS-Verfahrens bei der
Stromgewinnung aus Kohlekraftwerken.
Das Gesetz, dem Bundestag und Bundesrat
noch zustimmen müssen, ist ein Baustein
im schwarz-gelben Energiekonzept für
mehr Ökostrom und Klimaschutz. Einen
wichtigen Erfolg konnten skeptische Bun-
desländer wie Schleswig-Holstein und Nie-
dersachsen erzielen. Sie sicherten sich im
CCS-Verfahren ein Vetorecht. Bei begrün-
deten Bedenken können sie CO2-Endlager
in ihrem Gebiet verhindern. Bundesweit
gibt es viele Bürgerinitiativen gegen CCS,
die schwere Schäden für Mensch und Um-
welt befürchten. Die Regierung will das
CCS-Verfahren (Carbon Dioxide Capture
and Storage) bis 2017 erproben lassen. Da-
bei wird das bei der Kohleverbrennung an-
fallende Treibhausgas CO2 abgeschieden
und tief unter die Erde verpresst. Bisher
will nur der Energiekonzern Vattenfall in
Brandenburg eine große CCS-Anlage
bauen.

Außerdem sollen Kinderporno-Seiten im
Internet künftig gelöscht und nicht ge-
sperrt werden. Das Bundeskabinett
brachte die Eckpunkte für ein entsprechen-
des Gesetz auf den Weg, das auch andere
Internetbereiche vor Sperren schützen soll.
Justizministerin Sabine Leutheusser-
Schnarrenberger (FDP) erhofft sich von
dem Gesetz gegen Internetsperren auch
eine Signalwirkung auf europäischer
Ebene. Auf das Löschen von Kinderpornos
hatte vor allem die FDP gepocht. Im Gegen-
zug trägt sie eine Visa-Warndatei mit. Da-
bei ist ein zweistufiges Verfahren geplant.
In der Warndatei sollen alle Menschen er-
fasst werden, die im Zusammenhang mit
Straftaten verurteilt wurden, die für eine
Visa-Vergabe relevant sind. Darunter fal-
len zum Beispiel Menschenhandel und
Schwarzarbeit. Dann soll ein Visum verwei-
gert werden. Zudem sollen alle Menschen,
die bei einem Visa-Antrag involviert sind –
im wesentlichen Antragsteller und Einla-
der – bei einem konkreten Verdacht mit ei-
ner Anti-Terror-Datei abgeglichen wer-
den, um mögliche Terroristen und Gewalt-
täter frühzeitig zu erkennen.

Auf Beschluss des Kabinetts erhalten die
gut 20 Millionen Rentner zur Jahresmitte
knapp ein Prozent mehr Geld. Der Auf-
schlag von genau 0,99 Prozent in Ost und
West ergibt sich aus dem deutlichen An-
stieg von Löhnen und Gehältern 2010.

Einleuchtend

„Was machen die da?“ Aus den Augenwinkeln beobachtet Bundeskanzlerin Angela Merkel zu Be-
ginn der Kabinettssitzung ihre Kabinettskollegen.   FOTO: DPA

VON RALF MÜLLER, NORBERT HOLST
UND JOACHIM GÖRES

Berlin·München·Bremen. Ex-Verteidi-
gungsminister Karl-Theodor zu Gutten-
berg (CSU) ist mit der Veröffentlichung
von Untersuchungsergebnissen zu seiner
in Teilen abgeschriebenen Doktorarbeit
einverstanden. „Er wendet sich allerdings
dagegen, dass Ergebnisse der Arbeit der
Zweiten Kommission der Universität Bay-
reuth an die Presse lanciert werden und
wurden, bevor das Verfahren beendet ist“,
teilten seine Anwälte gestern in Berlin
mit. „Dies widerspricht allen Regeln eines
ordentlichen Verfahrens, das interessen-
unabhängig betrieben werden sollte.“

Die Anwälte Guttenbergs betonten in ei-
ner schriftlichen Erklärung, entgegen an-
derslautenden Berichten habe ihr Mandant
keine Klage gegen eine Veröffentlichung
angedroht oder eingereicht. Am Vortag
hatte es geheißen, die Anwälte hätten Vor-
behalte gegen die Veröffentlichung, um
die Persönlichkeitsrechte ihres Mandanten
zu schützen. Die Universität hatte die An-
wälte daraufhin aufgefordert, diese Vorbe-
halte zu überdenken. Sie räumten eine
Frist bis 26. April ein, sich zu den Ergebnis-
sen der Kommission zu äußern.

Die CSU sieht Guttenberg nicht als den
einzigen Verantwortlichen in der Plagiats-
affäre. Auch Doktorvater Peter Häberle
und Zweitgutachter Rudolf Streinz hätten
gegen die Grundsätze guter wissenschaftli-
cher Praxis verstoßen, sagte der CSU-Land-
tagsabgeordnete Roland Richter gestern
im Hochschulausschuss des Bayerischen
Landtags. Guttenbergs Doktorarbeit mit
der Bestnote „summa cum laude“ zu bewer-
ten, müsse für die Doktorväter „massive
Konsequenzen“ haben, forderte Richter:

Unterdessen muss Guttenberg keinen
Strafantrag vom Bundestag befürchten.
„Der Bundestagspräsident hat den Ältes-
tenrat in seiner letzten Sitzung davon unter-
richtet, dass dafür keine Notwendigkeit be-
steht“, sagte Bundestagssprecher Guido
Heinen dem Berliner „Tagesspiegel“. Eine
nähere Begründung gab es aus dem Büro
von Bundestagspräsident Norbert Lam-
mert (CDU) nicht. Für seine Dissertation
soll Guttenberg den Wissenschaftlichen
Dienst des Bundestages missbraucht ha-
ben. Der Bundestag ist als Rechteinhaber
der Ausarbeitungen des Dienstes berech-
tigt, bei möglichen Urheberrechtsverstö-

ßen einen Strafantrag zu stellen.Im Fall der
ebenfalls unter Plagiatsverdacht stehen-
den Europaabgeordneten Silvana Koch-
Mehrin ermittelt jetzt die Staatsanwalt-
schaft. „Wir haben am Montag von Amts
wegen ein Vorprüfungsverfahren wegen
des Verdachts auf Urheberrechtsverletzun-
gen eingeleitet“, erklärte die Sprecherin
der Heidelberger Staatsanwaltschaft Doro-
thee Acker-Skodinis. Es werde nun ge-
prüft, ob ein förmliches Ermittlungsverfah-
ren zu führen sei. Die Vorermittlungen wer-
den laut Acker-Skodinis „vorrangig ge-
führt“, damit zügig klar werde, ob sich der
Verdacht erhärte. Die Staatsanwaltschaft
prüft auch eine mögliche Verjährung, da
die Doktorarbeit der FDP-Politikerin be-
reits 2001 veröffentlicht wurde.

Auffallend zurückhaltend reagierten
Freund und Feind auf die Vorwürfe gegen

die Vizepräsidentin des EU-Parlaments.
Aus der FDP gab es kaum Kommentare zu
dem Fall. Birgit Homburger, Fraktions-
chefin im Bundestag, wollte den Plagiats-
verdacht gegen ihre Parteikollegin gestern
nicht bewerten: „Ich kann nicht beurteilen,
was an diesen Vorwürfen dran ist.“ Der
schleswig-holsteinische Fraktionsvorsit-
zende Wolfgang Kubicki wurde im Ge-
spräch mit unserer Zeitung etwas konkre-
ter: „Wir werden abwarten müssen, was
die Universität Heidelberg dazu sagt. Ich
kann mir schwer vorstellen, dass das politi-
sche Ergebnis, sollte sich der Verdacht als
zutreffend erweisen, in der Dimension ein
anderes wäre als bei Herrn zu Guttenberg.
Wenn das so wäre, wäre es für sie bitter.“

Auch die Opposition hält sich mit Äuße-
rungen zurück. Thomas Oppermann, Parla-
mentarischer Geschäftsführer der SPD, er-
klärte lediglich: „Die Prüfung der Vor-
würfe ist eine Aufgabe der Universität Hei-
delberg, mehr ist dazu nicht zu sagen.“

Auf der Internet-Plattform „VroniPlag
Wiki“ werden weiterhin möglicherweise
abgekupferte Textfragmente aus Koch-
Mehrins Doktorarbeit zusammengetragen.

Im Vergleich zu den Anschuldigungen ge-
gen zu Guttenberg ist allerdings auffal-
lend: Bei Koch-Mehrin wächst die Zahl ver-
dächtiger Textstellen nur leicht an, bei Gut-
tenberg hatte sie binnen weniger Tage la-
winenartig zugenommen.

Für Sebastian Sattler sind Plagiate bei
wissenschaftlichen Arbeiten nicht neu. Der
Soziologe schreibt an der Uni Bielefeld
seine Doktorarbeit zum Thema Betrug im
Studium. Der 30-Jährige hat in seiner Ma-
gisterarbeit Faktoren untersucht, die Stu-
dierende zu unwissenschaftlichem Arbei-
ten verleiten. Nach der Auswertung der
Antworten von 226 Studierenden der Sozio-
logie sind diejenigen anfällig, die Pro-
bleme haben, Texte zu analysieren, Gedan-
ken sinngemäß wiederzugeben, das We-
sentliche auf den Punkt zu bringen und
dies alles in wissenschaftlicher Sprache
auszudrücken. Weniger anfällig für ein Pla-
giat sind Studierende, wenn sie sich für ihr
Studienfach interessieren und ihnen das
Studium Spaß macht.

Die Zahl der Plagiate werde geringer, je
größer die Wahrscheinlichkeit der Entde-
ckung eingeschätzt wird, so Sattler. Des-
halb plädiert er neben der Schaffung von
moralischen Anreizen für sauberes Arbei-
ten dafür, stärker als bisher die wissen-
schaftlichen Arbeiten zu überprüfen – und
zwar nicht von den jeweiligen Dozenten,
da diese ihre Zeit besser in die Betreuung
investieren sollten. Vielmehr sei zu überle-
gen, ob dies nicht eine Aufgabe für Spezia-
listen in einer zentralen Plagiatskontrolle
sei, wie dies auch in anderen Ländern be-
reits üblich ist. Entscheidend ist für Sattler
die Glaubwürdigkeit einer Universität
beim Umgang mit wissenschaftlichem Be-
trug auch bei Doktoranden und Professo-
ren: „Solange Fehlverhalten aber von uni-
versitärer Seite toleriert wird und Sanktio-
nen ausbleiben, wird ein betrügerischer
Student sein Delikt beziehungsweise seine
Strafe stets als verhandelbar ansehen.“

Sattler warnt aber vor der Illusion, Fehl-
verhalten generell aufdecken zu können:
„Einerseits ist die Software zur Überprü-
fung wissenschaftlicher Arbeiten fehlbar.
Andererseits gibt es Aushänge an der Uni,
die dafür werben, wissenschaftliche Arbei-
ten auf Plagiate hin zu überprüfen. So soll
das Risiko aufzufliegen schon im Vorfeld
minimiert werden. Es ist ein wenig wie bei
der Dopingbekämpfung: Wenn die eine
Seite aufrüstet, zieht die andere nach.“
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KOMMENTARE

Guttenbergs Kehrtwende
Ex-Verteidigungsminister hat doch nichts gegen Offenlegung der Prüfergebnisse

Kabinett billigt CO2-Speichergesetz

„In diesem Fall
hat er versagt.“

Bayerns Ex-Wissenschaftsminister Goppel
über Guttenbergs Doktorvater Häberle
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